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91A.B. 

zu 4/J 

X. Gese "zgebungsperiode :i" 

A ft i rag e b e a nt .w 0 r tun g 

des Bundef?J!1:i,n.isters fÜli!! Handel und Wiederaufbau Dr oB 0 c k ... 

auf die Anfrage der AbgeordnetenDr. Pi f f 1 ~ P e 'r~( e v i C 

und Genossen, 

betreffend die Handhabung der Strassenverkehrsordnung 1960. 

-.-0-
..r / Die Anfrage der Abgeordneten Dro Piffl-Percevic, Weidinger,Mitten-

dorfer und Genossen betreffend die Handhabung der Strassenverkehrsordnung 

1960 beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

Aus dem Umstand, dass die Vollziehung der Strassenverkehrsordnung 1960 

Landessache ist und den einzelnen Landesregierungen obliegt, hat sich bis­

her im wesentlichen keine uneinheitlibhe Auslegung und Handhabung der 

Bestimmungen der Strassenverkehrsordnung ergeben. Die in Pressemeldungen 

angeführten Einzelfälle gründeten sich jeweils auf unterschiedliche Auf­

fassungen einzelner Behörden, wie dies - ohne Rücksicht auf die Kompe­

tenzverteilung - auch auf anderen Sachgebieten vorkommt. 

Die Ämter der Landesregierungen sind durchwegs bestrebt, eine ein­

heitliche Auslegung und Anwendung der Strassenverkehrsordnung 1960 sicher­

zustellen. Zu diesem Zweck finden regelmässig Besprechungen der Verkehrs­

referenten der Ämter der Landesregierungen mit den b&treffenden Fach­

beamten des Bundesminis#eriums für Handel und Wiederaufbau statt, wobei 

jeweils jene Bestimmungen der Strassenverkehrsordnung erörtert werden, 

bei denen sich in der praktischen Anwendung allenfalls verschiedene Auf­

fassungen gebildet haben. Bei diesen Besprechungen konnte bisher in der 

Regel bei allen behandelten Fragen eine einheitliche Auffassung erzielt 

werden, sodass dadurch die einheitliche Auslegung und Handhabung der 

Strassenverkehrsordnung 1960 in allen Bundesländern weitgehend gewähr­

leistet ist. Dem Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau sind dem­

nach derzeit auch keine wesentlichen Fälle einer unterschiedlichen Aus­

legung und Handhabung der Strassenverkehrsordnung bekannt. 
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Der Umstand, dass die ?trassenpolizei in Gesetzgebung Bundes­

sac~e~n~ in der Vollziehu,~~ Lan,qessache ~stt bedingt allerdings inso­

tern eine gewisse Schwierig~eitt als die Angelegenheiten des Kraftfahr­

wesen~ gemäss ~:rtike1 10 ~bs.1 ~,.9 B.-V<;.. Bundessache in Gesetzgebung 

und, Vol1~iehung sind u~d dB:her ~ine viel,fac~ sel1r sch,derige Trennung 

der An~Alegenl:te:i:.ten der Str8,68enp.o,liz~i vc;>n. den A.n,gelegenheiten des 

Kraftfahrwesens erforde,rlich ist. ~s Bundesministerium tür Handel 

und Wiederau~bau, ist aus dies.em Grunde sowie im Hin,blick auf die inter-. ,-":. '.,' .,. ". '- . . . 

'nationalen, Bestrebungen zur Vereinb.eitlich~ng der Verkehrsvorschriften . .. . . 

zwar nach wie vor der Auffassung, dass die Erklärung der Strassenpolizei 
, ., . . 

zur B~ndessache auch i.n der VOll2iiehung zweckmässig wäre, wird aber von 

sic~ aus eine e·ntsprech~nde Änderung des gegenwärtigen verfassungs­

r~cht,lichen Z.u~tan.des nicht anregen, zl1ma,l die erwähnten Schwierigkei­

ten. i,11 keiner Weise. die Verkehrs.teilnehmer berühren. 

~.- .. -.•. -.-
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